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Dieser Auszug einer Seminararbeit behandelt die !ema-
tik der Sammelklage im US-amerikanischen Prozessrecht.

A. Einleitung

Im September 2015 wurde bekannt, dass der Autoher-
steller Volkswagen die So!ware seiner Diesel-Motoren 
manipuliert hat, um die normierten Abgaswerte einzu-
halten. Seitdem die amerikanische Umweltbehörde EPA 
den Dieselgate-Skandal aufgedeckt hat, sind Nachrich-
ten, welche über die US-amerikanische Sammelklage 
und einen erfolgreichen Vergleich zu Gunsten der Ver-
braucher berichteten, kaum wieder abgebrochen. Dies 
hat in Deutschland erneut zu einer Diskussion über den 
ausreichenden Rechtschutz von Verbrauchern und der 
Notwendigkeit einer Sammelklage hierzulande geführt. 

Dieser Aufsatz ist ein Auszug einer Arbeit, welche sich 
mit den kollektiven Rechtsdurchsetzungsmitteln in 
Deutschland und den USA befasst.1 Die folgenden Seiten 
sollen einen vertie!en Einblick in das Modell und die 
Hintergründe der Sammelklage im US-amerikanischen 
Prozessrecht bieten. 

B. Sachproblem

Der Anwendung der Sammelklage im US-amerikani-
schen Zivilprozess liegt ein allgemeines Sachproblem zu-
grunde, welches unabhängig vom Rechtssystem besteht.

Grundsätzlich handelt es sich um einen Sachverhalt, in 
welchem viele Menschen durch dieselbe Gefahrenquel-
le geschädigt wurden, doch der Schaden für den Ein-
zelnen sehr niedrig ausfällt.2 Diese Gefahr kann sich 
in einem einmaligen oder in vielen ähnlichen Ereignis-
sen verwirklichen. Dies ist beispielsweise bei Produk-
tionsfehlern, Trickbetrügern im Internet oder bei der 

 * Stud. iur. an der Universität Hamburg. Der Beitrag beruht auf ei-
ner Seminararbeit der Verfasserin aus dem Sommersemester 2016 in 
dem von Juniorprofessorin Dr. Mareike Schmidt, LL.M., (Juniorpro-
fessur für Zivilrecht und rechtswissenscha!liche Fachdidaktik an der 
Fakultät für Rechtswissenscha! der Universität Hamburg) veranstal-
teten Seminar „Studying and Experiencing US Law in Chicago“, die 
mit „gut“ bewertet wurde.
1 „Die Möglichkeiten der kollektiven Rechtsdurchsetzung für US-
amerikanische und deutsche Verbraucher“, wurde als Seminararbeit 
im Sommersemester 2016 im Seminar „Studying and Experiencing 
US-Law in Chicago“ eingereicht. 
2 Ebbing, Class Action, ZVglRWiss 2004, 31 (37).

Nichteinhaltung von Füllgewichten der Fall.3 Für die 
geschädigten Verbraucher wird sich eine individuel-
le Klageerhebung deshalb so gut wie nie lohnen. Denn 
der Schaden des Einzelnen ist so gering, dass es teurer 
wäre, einen Prozess zu beginnen, als den erlittenen Ver-
mögensschaden einfach hinzunehmen.4 Dieses rationale 
Desinteresse5 führt dazu, dass die Rechtsdurchsetzung 
häu#g schon im Kern scheitert. Ein e$ektiver Rechts-
schutz zum Schadensausgleich wäre somit nicht gewähr-
leistet.6 Scheitert die Rechtsdurchsetzung an der ratio-
nalen Apathie so muss der Beschädigte keinen großen 
Vermögensverlust befürchten. Da die Gesamtsumme der 
Streuschäden sich regelmäßig auf einen hohen Wert be-
läu!, macht der Schädiger trotz des Fehlverhaltens einen 
großen Gewinn, wenn kein Verbraucher seinen Streu-
schadensanspruch durchsetzt.7 Der Schädiger pro#tiert 
somit sogar von seinem Fehlverhalten wodurch die Kon-
trollfunktion des Ha!ungsrechts gefährdet wird.8

C. Die kollektive Rechtsdurchsetzung

Der Verlust e$ektiver Rechtsdurchsetzung und die Ge-
fahr des rechtspolitischen Ungleichgewichts können 
durch die gebündelte Geltendmachung individueller In-
teressen vor Gericht vermieden werden. Durch eine kol-
lektive Rechtsdurchsetzung, entstehen dem einzelnen 
Verbraucher weniger Kosten, da das Verfahren von vie-
len Schultern getragen wird. Zusätzlich minimieren sich 
auch Risiko und Zeitaufwand.9

I. Der kollektive Rechtsschutz im US-amerikani-
sches Zivilprozessrecht

3 Weber, Gegenwärtige Verbraucherrechtsfälle und Bedarf an staat-
licher Rechtsdurchsetzung, VuR  2013, 322 $.; Geiger, Kollektiver 
Rechtsschutz im Zivilprozessrecht, 2015, S. 22 f.; Casper u. a., Auf dem 
Weg zu einer europäischen Sammelklage?, 2009, S. 52.
4 Casper u. a., Weg zur europäischen Sammelklage, 2009, S. 20 f.
5 Schäfer u. a., Lehrbuch der ökonomischen Analyse des Zivilrechts, 
4. Au%. 2012, S. 413 f.; Casper u. a., Weg zur europäischen Sammelkla-
ge, 2009, S. 20 $.; Eichholtz, Die US-amerikanische Class Action und 
ihre deutschen Funktionsäquivalente, 2002, S. 11 $.
6 Schaub, Streuschäden im deutschen und europäischen Recht, 
JZ  2011, 13 f.; Buchner, Kollektiver Rechtsschutz für Verbraucher in 
Europa, 2015, S. 38.
7 Casper u. a., Weg zur europäischen Sammelklage, 2009, S. 5; Mick-
litz, in: MüKo, LautR, 2. Au%. 2014, § 10 UWG Rn. 52; Mertens, Kol-
lektiver Schadensersatz als Mittel des Verbraucherschutzes, ZHR 1975, 
438 (453).
8 Buchner, Kollektiver Rechtsschutz, 2015, S. 38.
9 Geiger, Rechtsschutz im Zivilprozessrecht, 2015, S. 18; Stadler, Bün-
delung von Verbraucherinteressen im Zivilprozess, in: Brönneke (Hg.), 
Kollektiver Rechtsschutz im Zivilprozeßrecht, 2001, S. 12; Buchner, 
Kollektiver Rechtsschutz, 2015, S. 47.
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Im US-amerikanischen Zivilprozess ist die Sammelkla-
ge, die sog. Class Action, als Instrument des kollektiven 
Rechtsschutzes fest im Rechtssystem verankert. Das Zi-
vilprozessrecht in den USA funktioniert in vielerlei Hin-
sicht anders, als das bekannte deutsche System, sodass 
zunächst ein kurzer Einblick in die Grundlagen gegeben 
werden soll, bevor anschließend die Rechtsdurchsetzung 
gebündelter Interessen analysiert wird. 

1. Gerichte und ihre Rechtsquellen
Der Gerichtsau&au der Vereinigten Staaten von Ame-
rika umfasst zwei Gerichtswege, die parallel zueinander 
existieren. Dies sind die Staatengerichte (State courts) 
und die Bundesgerichte (Federal courts).  Sie arbeiten in 
jedem Bundesstaat selbstständig nebeneinander und ha-
ben jeweils einen eigenen Instanzenzug.10 Die folgende 
Untersuchung beschränkt sich dabei auf die Bundesge-
richte, welche in allen US-Staaten richten können.

a. Rechtsquellen der Bundesgerichte
Die Rechtsquellen basieren zu einem Großteil auf dem 
Common Law, der richterlichen Rechtsfortbildung. Für 
bestimmte Rechtsgebiete bestehen jedoch kodi#zierte 
Gesetze, die im United States Code zusammen aufgeführt 
werden. Besteht solch kodi#ziertes Recht, so hat der Bun-
des Supreme Court entschieden, dass die Bundesgerichte 
stets kodi#ziertes Recht anzuwenden haben. Für das Zi-
vilverfahren wurde die Federal Rules of Civil Procedure 
(FRCP) kodi#ziert, sodass die FRCP von den Bundesge-
richten im Zivilprozess angewendet werden müssen.11

b. Prozessuale Grundsätze
Zu den wichtigsten prozessualen Grundsätzen, die auch 
für die kollektive Rechtsdurchsetzung relevant sind, 
zählen das adversary system, die Verfahrensökonomie, 
das Geschworenenverfahren (trial by jury) sowie das 
Rechtsstaatsprinzip (due process). 

Das Rechtsstaatsprinzip ist für die Bundesgerichte im 5. 
Zusatzartikel der US-Bundesverfassung verankert. Der 
due process-Grundsatz gewährt jedem Menschen einen 
fairen Gerichtsprozess. Dieses Prinzip wird beispielswei-
se dann verletzt, wenn die Verfassungsrechte missachtet 
werden.12 

Ein weiterer Grundsatz ist die Verfahrense'zienz, wel-
ches unter anderem in FRCP Rule  1 verankert ist.13 
Durch das Ziel der Verfahrensökonomie soll gewährleis-

10 Schaack, Einführung in das US-amerikanische Zivilprozessrecht, 
4. Au%. 2011, Rn. 4. 
11 Hannah v. Plumer, 380 U., S. 460 (463); Miller, in: Federal Prac. & 
Proc., 3. Au%. 1998, § 4508.
12 Noah v. McDonald, 28  Vet.  App., 120 (129); Jordan  v.  Fisher, 
813 F.3d, 216 (221).
13 Indiana State Dist. Council of Laborers v. Omnicare, Inc., 719 F.3d 
498 (511); Nelson v. Adams USA, Inc., 529 U. S. 460 (465); Steinmann, 
in: Federal Prac. & Proc., 3. Au%. 1998, § 1029.

tet werden, dass die Vielzahl von Klagen möglichst kos-
tengünstig und e$ektiv entschieden werden.14

Aus diesem Ziel ergibt sich auch eine weitere Grundlage 
des amerikanischen Zivilverfahrens, das sogenannt ad-
versary system. Nach diesem System wird ein Verfahren 
vor einem amerikanischen Gericht grundsätzlich von den 
Parteien gestaltet.15 Deshalb steht es im Aufgabenkreis der 
Parteien Beweiserhebung, -ermittlung und die Zustel-
lung von Schri!sätzen vorzunehmen, während der Rich-
ter eher eine passive Rolle einnimmt. Diese passive Rolle 
wird durch das trial by jury noch bestärkt. Die Entschei-
dung über Streitfragen und die Bemessung der Schadens-
höhe wird von einer Geschworenenjury vorgenommen, 
während der Richter nur eine beratende und kontrollie-
rende Funktion einnimmt, 7th Amendment der USC.16

2. Die Class Action, FRCP Rule 23
Ausgehend von diesem kurzen Überblick über die 
Grundsätze des US-amerikanischen Zivilverfahrens, 
kann eine Auseinandersetzung mit der Class Action, wel-
che in FRCP Rule 23 verankert ist, vorgenommen werden.

Ziel der Sammelklage ist es, ein möglichst e'zientes, 
günstiges Verfahren zu gestalten und Rechtsschutz auch 
für Streuschäden (negative value claims) zu gewährleis-
ten.17 Damit die Ziele der Sammelklage erreicht werden 
können, ist der Ausgang des Verfahrens für alle Grup-
penmitglieder in materiellrechtlicher Hinsicht bindend. 
Hierbei ist es gerade nicht notwendig, dass alle Parteien 
des Verfahrens bekannt sind, sondern es wird davon aus-
gegangen, dass alle betro$enen (auch abwesende) Perso-
nen Teil der Gruppe sind.18 Nur unter bestimmten Vor-
aussetzungen ist es diesen Gruppenmitgliedern möglich, 
aus der Sammelklage auszuscheiden.19

Ob eine Sammelklage als Rechtsmittel zulässig ist, be-
stimmt sich nach einer Vielzahl von Voraussetzungen, 
die in FRCP Rule 23 normiert sind. Dabei unterschei-
det das US-amerikanische Recht zunächst zwischen den 
Zulassungsvoraussetzungen FRCP Rule 23 (a) und den 
Zulassungskategorien FRCP Rule 23 (b).

a. Zulassungsvoraussetzungen
Die Voraussetzungen der FRCP Rule 23 (a) lassen sich in 
solche unterteilen, die für das Bestehen einer Gruppe an 

14 Advisory Committee ś Note 1993.
15 Pizzi, (e American adversary system, W.  Va.  L.  Rev.  100, 847 
(848); Freedman, Our constitutionalized adversary system, Chap. L. 
Rev. 157, 57 $.
16 Hay, Law of the United States, 4. Au%. 2016, Rn. 199 f.; Böhm, 
Amerikanisches Zivilprozessrecht, 2005, Rn. 547 f.; Schack, Einfüh-
rung US-Zivilprozessrecht, 4. Au%. 2011, Rn. 152.
17 Advisory Committee ś Note 1966; Gensler, FRCP, Rules and Com-
mentary, 2016, Rule 23.
18 Smith v. Bayer Corp., 564 U. S. 299 (314); Cooper v. Federal Reserve 
Bank of Richmond, 467 U. S. 867 (880); Gensler, FRCP, Rules and Com-
mentary, Rule 23.
19 Siehe dazu sogleich, D.II.3. Schutz der Verbraucher.
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sich vorliegen müssen, und solchen die für das Verhältnis 
zwischen Gruppenrepräsentant und Gruppe erfüllt sein 
müssen.20

aa. Definierbare Gruppe
Obwohl es sich um eine ungeschriebene Vorausset-
zung handelt, muss zunächst eine de#nierbare Grup-
pe vorhanden sein.21 Dafür ist es notwendig, dass sich 
die Gruppe klar abgrenzen lässt. Mit einem angemes-
senen Aufwand muss sich ermitteln lassen können, wer 
die Mitglieder der Gruppe sind.22 Die Bestimmung der 
Gruppe ergibt sich jedoch ohnehin aus den weiteren Vo-
raussetzungen.23

bb. Numerosity
Die erste geschrieben Voraussetzung betri) die Grup-
pe als solche und verlangt, dass sie so groß ist, dass eine 
andere Klageart nur äußerst aufwendig oder nicht mehr 
möglich ist.24 Der entscheidendste Faktor hierfür ist 
grundsätzlich die Anzahl der Gruppenmitglieder, wo-
raus sich häu#g ergibt, dass eine Klageverbindung im-
praktikabel ist.25 Daneben müssen immer noch Faktoren 
beachtet werden, die Ein%uss darauf nehmen, ob eine 
Rechtsdurchsetzung auch individuell angestrebt werden 
würde (Höhe des Schadens, Aufwand).26

cc. Commonalitiy 
Auch diese Voraussetzung bezieht sich auf die Gruppe 
als solche. Demnach muss die Gruppe eine gemeinsame 
Streitfrage haben, welche durch das Verfahren beant-
wortet werden soll. Mitglieder der Gruppe können dem-
entsprechend nur solche Parteien sein, die von derselben 
(rechtlichen oder faktischen) Streitfrage betro$en sind.27 
Diese kann beispielsweise das schadha!e Verhalten oder 
eine P%ichtverletzung des Beklagten betre$en. 

Die Voraussetzung ist vor allem bei Streuschäden relativ 
leicht zu erfüllen, da hier meist durch ein Massenpro-
dukt ein Massenfehler verursacht wurde, der für jeden 
Verbraucher die gleiche Streitfrage begründet.

dd. Typicality 
FRCP Rule  23  (a)  (3) fordert außerdem, dass der An-
spruch des Repräsentanten typisch für die ganze Grup-
pe ist. Damit bezieht sich die Zulassungsvoraussetzung 
erstmals auf die Beziehung von Repräsentant und Grup-
pe. Ob ein Anspruch typisch ist, wird danach beurteilt, 

20 Eichholtz, US-amerikanische Class Action, 2002, S. 81.
21 Shelton v. Bledsoe, 775 F.3d 554 (561); Kane, in: Federal Prac. & 
Proc., 3. Au%. 1998, § 1760 A; Eichholtz, US-amerikanische Class Ac-
tion, 2002, S. 77.
22 Lewis v. National Football League, 146 F.R.D. 5 (8).
23 Gensler, FRCP, Rules and Commentary, 2016, Rule 23.
24 FRCP Rule 23 (a) (1) geht grundsätzlich nur von „impractical“ und 
nicht von „impossible“ aus.
25 Kane, in: Federal Prac. & Proc., 3. Au%. 1998, § 1762.
26 Eichholtz, US-amerikanische Class Action, 2002, S. 82; Kane, in: 
Federal Prac. & Proc., 3. Au%. 1998, § 1762.
27 Kane, in: Fed. Prac & Proc., 3. Au%. 1998, § 1763.

ob sich die Ansprüche der Mitglieder aus demselben 
Sachverhalt28 und derselben Anspruchsgrundlage29 erge-
ben, sie müssen also nicht vollkommen identisch sein.30 

ee. Faire und adäquate Vertretung 
Auch die letzte Zulassungsvoraussetzung der FRCP 
Rule 23 (a) bezieht sich auf das Verhältnis von Repräsen-
tant und Gruppenmitgliedern. Da das Urteil einer Sam-
melklage für jedes Gruppenmitglied bindend ist, muss 
die Vertretung an strengen Voraussetzungen gemessen 
werden. Der Vertreter muss die Gruppe fair und ange-
messen repräsentieren. Dies bedeutet grundsätzlich, 
dass kein gravierender Interessenkon%ikt mit der Grup-
pe bestehen darf. Außerdem muss sich der Vertreter 
dazu eignen, den Prozess zu führen.31 

Doch auch der Rechtsanwalt des Klägers muss die Grup-
pe fair und angemessen vertreten können, da er in dem 
Verfahren auf Klägerseite die stärkste Position einnimmt. 
Dabei kommt es vor allem darauf an, dass er die nöti-
ge Expertise hat, ein komplexes Verfahren vorzubereiten 
und durchzuführen.32

b. Kategorien der Sammelklage
Sind die Voraussetzungen der FRCP Rule 23 (a) erfüllt, 
muss die Klage auch unter eine der Kategorien der FRCP 
Rule 23 (b) fallen, um als Sammelklage zugelassen zu wer-
den. Für die Geltendmachung von Streuschäden kommt 
dabei nur die dritte Kategorie der Class Action in Betracht.

Eine Sammelklage gem. FRCP Rule  23  (b)  (3) besteht, 
wenn die gemeinsame Streitfrage über den individuellen 
Ansprüchen steht (predominance) und die gemeinsame 
Klage allen anderen Klageformen überlegen ist (superio-
rity). Sie ist in der Regel auf Schadensersatz gerichtet. Da 
die Rechte der Gemeinscha! hier durch das Ermessen 
der Gerichte über die Interessen des Einzelnen gestellt 
werden, ist diese Art der Sammelklage freiwillig.33 

Ob eine gemeinsame Streitfrage den individuellen über-
wiegt, kann nicht anhand einer einheitlichen Formel be-
stimmt werden. Grundsätzlich kommt es dabei auf den 
Bezugspunkt der gemeinsamen Streitfrage an. Sind alle 
Gruppenmitglieder von derselben Streitfrage in dersel-
ben Weise betro$en, wird anzunehmen sein, dass die-
se Frage für alle relevanter ist, als eine individuelle Gel-

28 Busby v. JRHBW Realty, Inc., 513 F.3d 1314 (1323).
29 Wolin v. Jaguar Land Rover North America, LLC  617  F.3d 1168 
(1172).
30 Gensler, FRCP, Rules and Commentary, 2016, Rule 23; Kane, in: 
Federal Prac & Proc., 3. Au%. 1998, § 1764.
31 Gensler, FRCP, Rules and Commentary, 2016, Rule  23; Baetge/
Eichholtz, Die Class Action in den USA, in: Basedow/Hopt (Hg.), Bün-
delung gleichgerichteter Interessen im Prozeß, 1999, S. 307 $.
32 Woolley, Rethinking the adequacy of adequate representation, 
75 Tex. L. Rev. 1997, 571 (591); Kane, in: Federal Prac. & Proc., 3. Au%. 
1998, § 1769.
33 Advisory Committee ś Notes 1966; Gensler, FRCP, Rules and 
Commentary, 2016, Ruler 23. 



HRN 2/2016

Anisja Porschke – US-Sammelklagen

AU
FS
ÄT

ZE

113

KL
AU

SU
RE

N
H
AU

SA
RB

EI
TE
N

RE
CH

TS
PR

EC
H
U
N
G

RE
ZE
N
SI
O
N
EN

VE
RA

N
ST
A
LT
U
N
G
EN

H
A
U
SA

RB
EI
TE

N

tendmachung.34 Außerdem wird sich das Gericht damit 
befassen, ob ein gemeinsames Verfahren die E'zienz 
steigern kann.35

Bei einer Sammelklage wegen Streuschäden überwiegt 
die gemeinsame Streitfrage stets die individuellen Inte-
ressen, da die Gruppenmitglieder aus derselben Streit-
frage (Fehlverhalten des Schädigers) auf dieselbe Weise 
(Vermögensschaden) betro$en sind.

Überwiegt die gemeinsame Streitfrage, so muss das Ver-
fahren nach FRCP Rule 23 auch noch anderen Verfah-
rensmöglichkeiten überlegen sein.36 Um das richtige 
Verfahrensmittel bestimmen zu können, hat der Gesetz-
geber in der FRCP Rule 23 (b) (3) (A, B, C, D) eine Richt-
linie erstellt, an der sich die Gerichte orientieren sollen.37 
Der Richtlinie folgend, wird eine Abwägung der Interes-
sen der Gruppenmitglieder an einem individuellen Ver-
fahren vorgenommen. Die Abwägung wird für die von 
Streuschäden Betro$enen stets zugunsten des gemeinsa-
men Verfahrens ausfallen wird.

c. Schutz der Verbraucher
Hat das Gericht die Klage als Sammelklage im Sinne 
der FRCP Rule 23 (b) (3) anerkannt, so bedeutet dies zu-
nächst, dass eine unbekannte Anzahl von Geschädigten 
durch den Ausgang des Verfahrens betro#en sein wird. Es 
ist zwar der Reiz einer Sammelklage, durch nur einen 
Kläger eine Masse an Betro$enen vertreten zu können. 
Die Sammelklage schränkt jedoch auch die Rechte aus 
dem due-process Grundsatz ein.38 Denn die Verbrau-
cher werden in der Regel kein rechtliches Gehör erhalten, 
können keinen Ein%uss auf den Verlauf des Verfahrens 
nehmen und werden von einem Kläger vertreten, den sie 
persönlich nie getro$en haben. Dennoch ist das Urteil 
für sie bindend. Dies ist vor allem bei der Sammelklage 
der FRCP Rule 23 (b) (3) kritisch, da die Gruppe hier eher 
lose durch eine gemeinsame Rechtsfrage zusammengehal-
ten wird. Daraus ergibt sich ein „Spannungsverhältnis 
von E$zienz und Einzelfallgerechtigkeit“39, welches durch 
Schutzvorschri!en ausgeglichen werden muss. 

aa. Das Opt-Out Modell
Für die freiwillige Sammelklage der FRCP Rule 23 (b) (3) 
gibt es deshalb die Möglichkeit, aus der Sammelklage 
auszuscheiden (opt-out).40 Anders als im Volkswagen 

34 Brown v. Cameron-Brown Co., 92 F.  R.  D. 32 (37); Klono# u. a., 
Class actions and other multi-party litigation: cases and materials, 
2. Au%. 2006, S. 249; Gensler, FRCP, Rules and Commentary, 2016, 
Rule 23.
35 Klono# u. a., Multi-party litigation, 2. Au%. 2006, S. 248.
36 Gensler, FRCP, Rules and Commentary, 2016, Rule 23.
37 Kane, in: Federal Prac. & Proc., 3. Au%. 1998, § 1780; Eichholtz, 
US-amerikanische Class Action, 2002, S. 108.
38 Mullane v. Central Hanover Bank & Trust Co., 399 U. S. 306 (313); 
Kane, in: Federal Prac. & Proc., 3. Au%. 1998, § 1786.
39 Eichholtz, US-amerikanische Class Action, 2002, S. 135.
40 Kincade v. General Tire and Rubber Co., 635 F.2d 501 (507); Gensler, 
FRCP, Rules and Commentary, Rule 23.

Fall, wissen häu#g nicht alle Mitglieder der Sammelklage, 
dass sie von einer gemeinsamen Streitfrage betro$en sind. 
Deshalb müssen sie zunächst über die Sammelklage und 
ihr Recht, aus dieser auszuscheiden, informiert werden. 
Diese Aufgabe fällt dem Kläger zu und kann unter Um-
ständen sehr aufwendig sein, da jedes einzelne Gruppen-
mitglied ermittelt und informiert werden muss.41 Grund-
sätzlich gilt dies unabhängig davon, wie kostspielig die 
Ermittlung auch sein mag.42 Ausnahmsweise kann dieser 
Informationsp%icht auch durch Verö$entlichung in Zei-
tung oder Radio nachgekommen werden.43 

bb. Stellung des Richters
Die Stellung des Richters im Verfahren der Class Action 
entspricht nicht dem typischen Richterbild im Rahmen 
des adversary systems.44 FRCP Rule 23 (d, e und f) bie-
ten dem Richter die Möglichkeit, das Verfahren aktiv 
zu gestalten. Dabei kann er den Ablauf des Verfahrens 
strukturieren und die Gruppenmitglieder über den Ver-
fahrensstand informieren.45 Zusätzlich muss das Gericht 
einen Vergleich genehmigen, um die Verbraucher vor 
unlauteren Absprachen zu schützen.46

cc. Anwaltskosten
Der unwissende Verbraucher soll auch davor geschützt 
werden, die hohen Anwaltskosten zu tragen. Siegt der 
Anwalt, wird die Vergütung bei der Sammelklage regel-
mäßig anhand des Erfolgshonorars vorgenommen47, so-
dass sich der Lohn prozentual an dem Gesamtgewinn 
bemisst.48 Der angemessene Prozentsatz wird bei der 
Sammelklage zum Schutz der Verbraucher von den Ge-
richten bestimmt, FRCP Rule 23 (h). Dennoch steht die 
Summe häu#g in einem krassen Missverhältnis zu dem 
geringen Schadensersatzbetrag, der einzelnen Gruppen-
mitglieder. 49

II. Hintergründe

Die Entwicklung der Class Action und ihre Bedeutung 
für das US-amerikanische Zivilverfahren werden in 
dieser Arbeit anhand rechtsvergleichender Ansätze be-
trachtet, welche keine abschließende Analyse der FRCP 
Rule 23 bieten können.

41 Larson v. AT & T Mobility LLC, 687 F.3d 109 (123); Eisen v. Carlisle 
and Jacquelin, 417 U. S. 156 (167).
42 Gensler, FRCP, Rules and Commentary, 2016, Rule 23; Kane, in: 
Federal Prac. & Proc., 3. Au%. 1998, § 1786; Klono# u. a., Multi-party 
litigation, 2. Au%. 2006, S. 438.
43 Eisen v. Carlisle and Jacquelin, 417  U. S. 156 (167); State of W. 
Va. v. Chas. P%zer & Co., 440 F.2s 1079 (1083); Kane, in: Federal Prac. & 
Proc., 3. Au%. 1998, § 1786.
44 Eichholtz, US-amerikanische Class Action, 2002, S. 153 f.
45 Kane, in: Federal Prac. & Proc., 3. Au%. 1998, § 1793; Gensler, 
FRCP, Rules and Commentary, 2016, Rule 23.
46 Eubank v. Pella Corp., 753 F.3d 718 (727); Gensler, FRCP, Rules and 
Commentary, 2016, Rule 23.
47 Gensler, FRCP, Rules and Commentary, 2016, Rule 23.
48 Boeing Co. v. Van Gemert, 444 U. S. 472, 1980; Kane, in: Federal 
Prac. & Proc., 3. Au%. 1998, § 1803.
49 Zum Prinzipal-Agent-Kon%ikt, siehe E.
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1. Prozessuale Grundsätze
Der Zweck des Zivilverfahrens ergibt sich aus FRCP 
Rule 1. Demnach ist es das Ziel, ein Verfahren gerecht, 
schnell und günstig zu beenden. Um ein Verfahren ef-
#zient zu gestalten, muss dies möglichst schnell beendet 
werden, keine Streitfragen mehrfach entschieden werden 
und Urteile Bindungswirkung haben. 

Aus FRCP Rule  1 ergibt sich jedoch ebenfalls der An-
spruch auf rechtliche Gehör, als Ausprägung des Rechts-
staatsprinzips. Im US-amerikanischen Zivilverfahren 
müssen die Verfahrensgrundsätze allerdings nur in einem 
angemessenen Verhältnis zueinanderstehen.50 Im Rah-
men der Class Action kann auf das rechtliche Gehör der 
Gruppenmitglieder verzichtet werden, wenn sie angemes-
sen durch den Repräsentanten vertreten werden.51 Diese 
wird an der Schutzbedür!igkeit des Betro$enen bemes-
sen. Je schmaler das gemeinsame Interesse ist, desto mehr 
wird der Stellvertreter durch das Gericht kontrolliert.52 
Bei der dritten Kategorie FRCP Rule 23 (b) (3) ist das In-
teresse der Gruppe nur auf einen Vermögensausgleich 
gerichtet und kann daher schnell auseinanderfallen. Die 
Gruppenmitglieder sind dennoch angemessen geschützt, 
da hier eine verstärkte Kontrolle durch den Richter und 
die Möglichkeit des Ausscheidens vorgesehen sind.53 Die 
Class Action als Klageinstrument verhil! den Gerichten 
somit zu einer erheblichen E'zienzsteigerung ohne die 
Grundsätze des Rechtstaatsprinzips zu missachten.

2. Historische Entwicklung
Die Class Action ist tief in dem Rechtssystem verwur-
zelt. Sie basiert auf der englischen bills of peace, aus dem 
18. Jhd. welche eine Sammelklage vorsahen.54 1938 wur-
de die Vorschri! in die FRCP Rules übernommen, sie 
war jedoch so unklar formuliert, dass sie kaum genutzt 
wurde. Mit der Reform von 1966 erfuhr die Class Ac-
tion einen Aufschwung, da die Geltendmachung von 
Streuschäden in die Class Action miteinbezogen und die 
Bindungswirkung auf alle abwesenden Gruppenmitglie-
der erstreckt wurde.55 Dieser Wandel begründet sich vor 
allem aus dem wachsenden Bewusstsein für Verbrau-
cherschutz, welches zu Beginn der 1960er stark durch 
Präsident Kennedy56 und die allgemeine gesellscha!spo-
litische Entwicklung gefördert wurden.57

50 Mathews v. Elridge, 424 U. S. 319 (335); Eichholtz, US-amerikani-
sche Class Action, S. 56.
51 Hansberry v. Lee, 311 U. S. 32 (34), kritisch hingegen Woolley, 75 
Tex. L. Rev. 571 (590).
52 Hohl, Die US-amerikanische Sammelklage im Wandel, Diss., 
Univ. Regensburg 2008, S. 82.
53 Eichholtz, US-amerikanische Class Action, S. 58.
54 Hohl, Die Sammelklage im Wandel, 2008, S. 36; Chafee, Bills of 
peace with multiple parties, 45 Harv. L. Rev. 1932, 1297 (1307); Smith v. 
Earl Brown, L. R. 9 Eq. 241 (256).
55 Eichholtz, US-amerikanische Class Action, 2002, S. 45 f.
56 Mit seiner Rede Special message to congress on protecting consumer 
interest sprach Kennedy erstmals die Notwendigkeit an, die Rechte 
der Verbraucher besser zu schützen, http://www.presidency.ucsb.edu/
ws/?pid=9108 (17.09.2016).
57 Schmidt-Salzer, Verbraucherschutz, Produktha!ung, Umwelthaf-

3. Klagekultur
Die Freiheit des Individuums steht in der US-amerika-
nischen Kultur an höchster Stelle. Diese Wertung spie-
gelt sich auch in dem Rechtssystem wieder. Deshalb 
wird jede Art des staatlichen Handelns als Eingri$ in 
diese Freiheit angesehen. Aus diesem Freiheitsgedan-
ken ist das Misstrauen erwachsen, dass die amerikani-
schen Kriminalbehörden die Bürger nicht ausreichend 
vor Stra!aten und Missständen schützen kann. In den 
USA ist es deshalb anerkannt, dass Bürger als „priva-
te Staatsanwälte“ (private attorney general) ihre Rechte 
selbstständig schützen sollen.58 Die private Kontrolle soll 
jedem zugänglich sein, ohne dass er dafür viel Geld ha-
ben muss. Dieses Anliegen kommt bei der Sammelkla-
ge besonders gut zur Geltung, da hier für den Einzelnen 
kein Kostenaufwand entsteht. Außerdem besteht für die 
Kläger kein hohes Prozessrisiko, da auch bei einem ver-
lorenen Prozess nicht die Kosten der Gegenseite getragen 
werden müssen, sog. american rule.59

Aus dem höchsten Stellenwert des Individuums ergibt 
sich auch, dass kaum staatliche Fürsorgemechanismen 
bestehen. 15,3 % der amerikanischen Bürger haben kei-
nerlei Krankenversicherung.60 Deshalb ist die Klage häu-
#g der einzige Weg, einen erlittenen Schaden wieder aus-
zugleichen.61 Zuletzt ist es auch besonders reizvoll und 
leicht in den USA einen Klageantrag zu stellen. Der An-
trag auf Erö$nung des Zivilverfahrens muss nur grob 
formuliert sein und keinerlei Beweise etc. enthalten, da 
diese erst im ausführlichen Vorverfahren (pre trial dis-
covery) ermittelt werden.62 Ein großer Klageanreiz wird 
auch durch das Geschworenenverfahren gesetzt, welche 
sehr subjektiv und emotional urteilen können, sodass 
auch Ansprüche mit sehr geringen Erfolgsaussichten vor 
Gericht gewinnen können.63

4. Schadensrecht
Die materiellrechtlichen Regelungen zum Schadensrechts 
spielen in den USA eine leitende Rolle im Verfahren. Der 
Strafschadensersatz, punitive damages, zielt darauf ab, 

tung, Unternehmensverantwortung, NJW  1994, 1305 (1306); Vergho, 
Der Maßstab der Verbrauchererwartung im Verbraucherschutzstraf-
recht, Diss., Univ. Freiburg 2009, S. 8.
58 Cheng, Important rights and the private attorney general doctrine, 
73 Cal. L. Rev., 1929 $.
59 Alyeska Pipeline Service Co. v. Wilderness Society, 421  U. S. 240, 
1612 (1616); Eisenberg, (e English versus the American rule on attor-
ney fees, 98 Corn. L. Rev., 327 (328); Eichholtz, US-amerikanische Class 
Action, 2002, S. 54; Buchner, Kollektiver Rechtsschutz, 2015, S. 53.
60 https://de.wikipedia.org/wiki/Gesundheitssystem_der_Vereinig 
ten_Staaten, (11.07.2016).
61 Hohl, Die Sammelklage im Wandel, 2008, S. 62 f.
62 Ebbing, ZVerglRWiss 2004, 31 (40); Eichholtz, US-amerikanische 
Class Action, 2002, S. 60; Lenenbach, Reformen des US-amerikani-
schen Kapitalanlagerechts: Abwehr missbräuchlicher Schadensersatz-
klagen und ein „safe harbor“ für Unternehmensprognosen, WM 1999, 
1393 (1395).
63 Owen, Punitive damages in products liabilty litigation, 74 Mich. L. 
Rev., 1258 (1288); Müller, Punitive damages und deutsches Schadens-
ersatzrecht, Diss., Univ. Augsburg 2000, S. 12; Eichholtz, US-amerika-
nische Class Action, 2002, S. 54.
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den Täter zu bestrafen und den Vermögensschaden aus-
zugleichen. Zweck der punitive damages ist es, eine Ab-
schreckungsfunktion zu erzielen.64 Um diese e$ektive 
Abschreckung zu bewirken, setzt sich die Summe aus 
dem Vermögensschaden und einem hohen Sanktionsgeld 
zusammen. Unternehmen, denen eine Klage vor einem 
US-amerikanischen Gericht droht, müssen deshalb stets 
mit einem hohen Strafschadensersatz rechnen. Um die-
sen zu entgehen, ist die Bereitscha! vieler Unternehmen 
sehr hoch, zügig einen Vergleich einzugehen.

5. Zwischenergebnis
All diese Aspekte prägen nicht nur das Zivilverfahren als 
solches, sondern zeigen, dass die Class Action ein lang 
etabliertes Verfahrensinstrument ist, welches sich in das 
Gefüge des Rechtssystems eingeordnet hat und nicht 
ohne weiteres wegzudenken ist.

D. Fazit und Ausblick

Die Class Action bietet den US-amerikanischen Verbrau-
chern die notwendige Möglichkeit, Streuschäden durch-
zusetzen und Unternehmen (begrenzt) zu kontrollieren. 
Allerdings darf bei dieser Betrachtung nicht außer Acht 
gelassen werden, dass die Sammelklage auch Gefahren 
für Verbraucher, Wirtscha! und Rechtsordnung bietet. 

64 Wangen v. Ford Motor Co., 97 Wis. 2d 260 (459); Kircher/Wiseman, 
Punitive Damages: Law and Practice, 2. Au%. 2016, § 2.2.; Müller, Pu-
nitive damages und Schadensersatzrecht, S. 11; Buchner, Kollektiver 
Rechtsschutz, 2015, S. 56.

Für die Verbraucher besteht dabei ein besonders großer 
Prinzipal-Agent-Konflikt, da Anwälte mit vergleichs-
weise wenig Aufwand ein hohes Erfolgshonorar erzie-
len können. Auch für die Wirtscha! stellt die Class Ac-
tion im Rahmen der US-amerikanischen Rechtsordnung 
eine große Gefahr dar, da sie Unternehmen zu übereil-
ten Vergleichen zwingt und sogar in die Insolvenz trei-
ben kann. Zuletzt ist auch die Rechtsordnung von ihrer 
eigenen Wa$e bedroht, da die Sammelklage inzwischen 
zu einer Überforderung der Gerichte führt und aus ef-
#zienten Prozessen aufwendige Verfahrens gemacht hat. 

Die Sammelklage ist kein Rechtsdurchsetzungsmittel, 
welches nur im US-amerikanische Zivilprozess besteht. 
Dennoch ist die Class Action von besonderer Bedeutung, 
da sie jedes Unternehmen, welches in den USA agiert 
tre$en kann und neue Standards im Verbraucherschutz 
setzt. Bisher fehlt es an einer e$ektiven Funktionsäqui-
valente im deutsche Zivilprozess. Es wird spannend sein, 
zu beobachten, ob und wie sich die kollektive Rechts-
durchsetzung in Deutschland entwickeln wird. Viele 
Mitgliedstaaten der EU sowie die Kommission, haben 
bereits eigene Rechtsinstrumente zur kollektiven Rechts-
durchsetzung entwickelt oder sind an einem Ausbau der 
gebündelten Schadensersatzklage interessiert.65 Ob die 
US-amerikanische Sammelklage hierfür ein konkretes 
Vorbild sein wird, bleibt jedoch abzuwarten.

65 Keßler, Verbraucherschutz reloaded – Auf dem Weg zu einer deut-
schen Kollektivklage?, ZRP  2016, 2 (4); „Auf dem Weg zu einem all-
gemeinen europäischen Rahmen für den kollektiven Rechtsschutz“, 
KOM (2013) 401 vom 11.06.2013.

Christoph M. Sielmann*

Die Rolle der Generalsekretäre der Vereinten Nationen –  
das personelle Substrat eines institutionellen Akteurs Seminararbeit 
Völkerrecht

in San Francisco Vertreter 50 alliierter Staaten, um vor 
dem Hintergrund der gerade niedergerungenen Bedro-
hungen ein neues System kollektiver Sicherheit zu schaf-
fen. Die League of Nations existierte zu diesem Zeit-
punkt zwar noch, war aber, wie die vorigen Jahre gezeigt 
hatten, gescheitert. Nun sollte eine neue, überlegene Or-
ganisation ins Leben gerufen werden, um einen höheren 

Mit dem Jahr 2016 endet auch die Amtszeit Ban Ki-moons 
als Generalsekretär der Vereinten Nationen. Sein Nach-
folger soll der Portugiese António Guterres werden. Die 
Seminararbeit stellt das Amt sowie seine bisherigen Amts-
träger vor und liefert einen Ausblick auf den kommenden 
Generalsekretär.

A. Einleitung

Als im Sommer 1945 der zweite Weltkrieg in Europa zu 
Ende ging, im Pazi#k noch etwas andauerte, trafen sich 

 * Stud. iur. an der Universität Hamburg. Der Beitrag beruht auf einer 
Seminararbeit des Verfassers aus dem Sommersemester 2015 im von 
Prof. Dr. Markus Kotzur LL.M (Duke) an der Fakultät für Rechtswis-
senscha! der Universität Hamburg veranstalteten Seminar „Die Verein-
ten Nationen als institutioneller Akteur“, die mit „gut“ bewertet wurde.


